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Liebe Kolleginnen und Kollegen,
in dieser Ausgabe widmen wir uns einem Thema, das in den letzten Wochen immer 
wieder für Schlagzeilen gesorgt hat: dem mutmaßlichen Steuerbetrug durch asia- 
tische Plattformen, der europäische Steuerzahler um Milliarden schädigt. 

Bei Recherchen sind wir auf eine Vielzahl von Ungereimtheiten gestoßen, die es we-
gen des großen Umfangs nicht alle in den von uns mitgeprägten investigativen ARD-
Plusminus-Beitrag geschafft haben. Diese Ungereimtheiten reichen von nicht gülti-
gen USt-ID-Nummern bis zu Briefkastenadressen in Irland und Mafiamethoden. 

Unsere Titelgeschichte beleuchtet, wie die Steuergesetzgebung in Europa betrügeri-
schen Machenschaften Tür und Tor öffnet und legt dar, welche Gegenmaßnahmen 
unverzüglich ergriffen werden müssen.

Als Präsident der Union der Finanzbehörden Europas (UFE) habe ich bereits vor einem 
halben Jahr in einem Brandbrief an die EU-Kommission aufgezeigt, dass der Markt 
von Warensendungen überschwemmt wird, wodurch die bestehenden Zoll- und 
Steuerverfahren an ihre Grenzen geraten.

Bei einem weiteren heißen Eisen ist es uns im Zuge der jüngsten medialen Bericht- 
erstattung gelungen, das Thema „Betrug in bargeldintensiven Branchen” erfolgreich 
zu positionieren. Unsere Bemühungen und Apelle fanden nicht nur in renommierten 
Printmedien wie dem SPIEGEL Beachtung, sondern ermöglichten mir auch Auftritte 
im ARD-Morgenmagazin und im Sat.1 Frühstücksfernsehen, um auf die Problematik 
aufmerksam zu machen. Jährlich entgehen dem Staat mindestens 15 Milliarden Euro 
durch Betrug im bargeldintensiven Bereich. Berücksichtigt man zusätzlich die durch 
die schwarze Bezahlung von Angestellten nicht geleisteten Sozialabgaben, fällt der 
finanzielle Verlust für die öffentlichen Kassen noch erheblich höher aus.

Die kürzlich getroffene Entscheidung, die EU-Anti-Geldwäschebehörde in Frankfurt 
am Main anzusiedeln, ist insbesondere auch ein Auftrag an die deutsche Politik. Es ist 
an der Zeit, die Bekämpfung von Geldwäsche endlich auch national entschlossen vor-
anzutreiben, denn: Deutschland gilt als der Geldwäsche-Hotspot in Europa schlecht-
hin. Unsere umfassenden Forderungen zur Geldwäschebekämpfung finden Sie auf 
unserer Webseite.

In der aktuellen Lage, dass dem Staat Milliarden an Steuereinnahmen entgehen, ist 
es schon erstaunlich, dass noch immer kein angemessener Handlungsdruck entsteht. 
Vielmehr finden in Zeiten knapper Kassen krasse populistische Sparvorschläge, wie 

der Personalabbau bei Beamten, zunehmend Gehör.  
So schlägt der AfD-Fraktionsvorsitzende Tino Chru-
palla bei Markus Lanz allen Ernstes vor, Stellen abzu-
bauen und Beamte zu Facharbeitern in der Batterie-

produktion umzuschulen. Solche Ideen offenbaren 
ein verheerendes Staatsverständnis und eine 

missachtende Haltung gegenüber den  
Beschäftigten, die das Funktionieren 

Deutschlands sicherstellen. Auf eine 
solche „Alternative“ kann man  

getrost verzichten.
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